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Dezernat(e)

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Stadtisches Programm fiir Ausbildung, Qualifizierung und Beschaftigung - Teil Il dauerhafte

MaRnahmen; Fortfihrung
Anlage/n siehe Seite 3

|:| Bericht zum Beschluss Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich .
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.

(wird von Amt 16 ausgefiillt)

a) |Ortsbeirat

nicht erforderlich

%

erforderlich

Kommission

nicht erforderlich

%

erforderlich

Auslanderbeirat

nicht erforderlich

7

erforderlich

b) | Seniorenbeirat

nicht erforderlich

%

erforderlich

Magistrat

Eingangsstempel Biiro des Magistrats

Tagesordnung A

{e

Tagesordnung B

Stadtverordnetenversammlung
Ausschuss

Eingangsstempel Amt 16

~
~
~
~

Umdruck nur fur Magistratsmitglieder ]
fo

nicht erforderlich

erforderlich

offentlich

{e

nicht offentlich

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

GoRBRmann

Birgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 2.178.816,47 €
in %: 0,7
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
l1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
Finanzier
Gesamt- darin zusétzl. ung . ]
IM | co | Jahr | Bezeichnung kosten Bedarf apl/tpl | (Sperre, K?onggll:tr)\g K?Egﬁ:g;‘ g Bezeichnung
in€ in€ Ertrag) /
in€
kommunale
X | 2018 gijrgschaft 500.000,00€ |  500.000,00 € 1.05.01.001 784706
Ausbildung/
X | 2018 |\ schulung 350.000,00 € |  350.000,00 € 1.05.01.001 784756
soz. Versich.pfl.
X 2018 tBn?sssc:(?aft.verhal 150.000,00 € 150.000,00 € 1.05.01.001 784601
Summe einmalige Kosten: 1.000.000,00 € | 1.000.000,00 €
kommunale
X | 2019 gijrgschaft 500.000,00 € |  500.000,00 € 1.05.01.001 784706
Ausbildung/
X | 2019 jmschulung 350.000,00 €|  350.000,00 € 1.05.01.001 784756
soz. Versich.pfl.
X 2019 Bgschaﬂ.verhal 150.000,00 € 150.000,00 € 1.05.01.001 784601
tnisse
1.000.000,00 € | 1.000.000,00 €

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlduterung:

Die kommunale Birgschaft kann durch Riickzahlungen BuT (im HH 2016 veranschlagt)
gedeckt werden. Die weiteren Bedarfe sind im Orientierungsrahmen zum HH 2018/2019 zu

berticksichtigen.
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Mit Beschluss Nr. 0211 hat die Stadtverordnetenversammlung am 16.07.2015 drei Elemente als
dauerhafte kommunale MaRnhahmen fir Ausbildung, Qualifizierung und Beschéftigung zur
Verfigung gestellt. Diese erfolgreichen Module kommunaler lokaler Beschéftigungspolitik sollen
auch in den Jahren 2018/2019 fortgefuhrt werden.

Anlagen:

Anlage 1: Sachstandbericht des Kommunalen Jobcenters zum stadtischen Programm
Stand 31.12.2016
Anlage 2: StVV-Beschluss Nr. 0211 vom 16.07.2015

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen:
Die mit dem Programm angestrebten Erfolge werden erreicht.
2. Es wird beschlossen:

2.1 Das Programm Teil Il - dauerhafte MalRnhahmen wird in seinen drei Elementen, namlich (1) die
kommunale ,Burgschaft* zur Zusage von Ausbildungsverhéltnissen im Rahmen der geférderten
Ausbildung, (2) die Foérderung der Umschulung bzw. Berufsausbildung von Erwachsenen, die
alter als 25 Jahre sind und (3) die Férderung von sozialversicherungspflichtiger Beschaftigung
in Geschéftsfelder des offentlichen Interesses (z. B. Stadtteilservice) fortgesetzt.

2.2 Fur Element (1) werden wegen unzureichender Verpflichtungsermachtigungen des Bundes je
500.000,00 € in 2018 und in 2019 bei 1.05.01.001/001001-784706 bereitgestellt.

2.3 Fur die Elemente (2) und (3) werden in den Jahren 2018 und 2019 jeweils 500.000,00 €
(350.000,00 € auf 1.05.01.001/001001-784756 und 150.000,00 € auf 1.05.01.001/001001-
784601) bereitgestellt.

2.4 Fur Element (1) kommunale Blrgschaft entstehen keine neuen finanziellen Bindungen, eine
Deckung erfolgt wie bisher aus der Ruckzahlung der Bundes im Rahmen des Bildungs- und
Teilhabepaketes fur das Jahr 2012.

2.5 Fur die Elemente (2) und (3) (Bestandteil des Rechnungsergebnis 2016) erfolgt eine
Beriicksichtigung im Rahmen der Bildung des Orientierungsrahmens zum Haushalt 2018/2019.

D __ Begriindung

Die ,Burgschaft” dient der Zusage von Ausbildungsverhéltnissen im Rahmen der geforderten
Ausbildung (Berufsausbildung in au3erbetrieblichen Einrichtungen (BaE)) die notwendigen und
letztendlich vom Bund zu finanzierenden Ausbildungen. Wegen der unzureichenden
Verpflichtungserméchtigungen des Bundes fiir die Folgejahre ist die ,,BUrgschaft‘ der Stadt
erforderlich, denn die Kostenzusagen fiir die Ausbildungsverhaltnisse missen fur den kompletten
Ausbildungsverlauf (3 bis 3,5 Jahre) erteilt werden. Die Stadt sichert mit dieser ,Blrgschaft* das
Zustandekommen der Ausbildung, die tatsachlichen Kosten werden aus dem jeweils aktuellen
Eingliederungsmitteln des Bundes getragen.
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Nachdem mittlerweile die beiden Trainingszentren (WJW/ BauHaus) seit mehr als vier Jahren
erfolgreich erwerbsfahige Leistungsberechtigte des SGB Il an Ausbildungsreife heranfiihren, sollen
trotz der unzureichenden Eingliederungsmittel des Bundes fiir ca. 100 Erwachsene pro Jahr
Umschulungen aus kommunalen Mitteln (anteilig) finanziert werden. Auf den Geschaftsbericht zum
SGB Il fur das Jahr 2015 wird verwiesen; im Prinzip gelingt in Wiesbaden ein nachhaltiger Ausstieg
aus dem Transferbezug nur Gber einen Berufsabschluss.

AulRerdem werden weiterhin sozialversicherungspflichtige Beschaftigungsverhéltnisse z. B. im
Stadtteilservice finanziert, fir die Bundesmittel nicht allein eingesetzt werden dirfen (siehe § 16 e
SGB II) und bei denen die Trager keine Gewinne fir ihre Dienstleistungen erzielen.

I. _Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

ll. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berucksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 7. Februar 2017
51.4 dezentrale
50 Werner (4404/WW) Steuerungsunterstitzung
(4261/bu)
GolRmann

Blrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

